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Soz1ialethische und ökonomische Überlegungen
AL bedingungslosen Grundeinkommen

Angestofßen durch eıne Inıtiatıve des Mınısterpräsidenten VO Thüringen, Dıieter
Althaus aber auch durch Beıträge des Chefs der Drogeriekette dm, (30öt7 Werner,
U.I'ld des Dıiırektors des Hamburger Weltwirtschaftsinstituts HWWI, Thomas
Straubhaar?, 1St 1ın der Jüngsten elt die Diskussion ein bedingungsloses Grund-
einkommen (auch solidarisches Bürgergeld, 1m tolgenden 11UTr „Grundeinkom-
men  “ wıeder verstärkt aufgenommen worden?. Die Debatte W ar schon einmal 1n
den 1980er Jahren intens1ıv geführt worden übrigens ebenfalls Beteiligungkatholischer Soz1ialethiker* uch heute ordern ein1ıge€ katholische Verbände W1€e
die Katholische Arbeitnehmerbewegung (KAB die Einführung eines bedingungs-losen Grundeinkommens. Unter diesem einheıtlichen Begriff werden sehr 1-
schiedliche Modelle VELILEELECNH,; die sıch insbesondere 1n der Höhe, der Ausgestaltung
un! zudem darın unterscheıden, ob das Grundeinkommen die bısherigen Sıche-
rungssysteme weıtgehend (Straubhaar) oder erganzen (KAB) soll

Grundidee un:! Gründe für eın bedingungsloses Grundeinkommen

Dıie aut den ersten Blick sehr faszınıerende Idee des Grundeinkommens besteht darın,
da alle Burger und Bürgerinnen (bzw. alle Eiınwohner und Eınwohnerinnen) Pau-
schal un! unabhängig VO ihrer Bedürftigkeit einen Geldbetrag erhalten, der zumın-
est ıhr soziokulturelles Existenzminimum abdeckt. Dıieses Grundeinkommen erd
verrechnet mıt der auf alle Einkommensarten entrichtenden Eınkommenssteuer.

Di1e Befürworter begründen ıhren Vorschlag vorrangıg mıi1t tolgenden Argumen-
ten Durch ein solches Grundeinkommen werde die Armut bekämptft. Es enttallen
die VO vielen Menschen als entwürdıgend empfundenen Bedürftigkeitsprüfungen.
[a annn eın oroßer e1l der bestehenden Sozıialleistungen (Z.5 Arbeitslosenver-
sıcherung, Arbeitslosengeld 1L, Sozıalhılte, Kıindergeld, Wohngeld, ach einer
Übergangszeit auch Renten un: Pensionen) enttallen soll, werde das Sozialsystem
übersichtlicher un der bestehende bürokratische Aufwand deutlich reduzıiert.
Dadurch, da{fß die Exıistenz jederzeıt ohne Teilhabe Arbeitsmarkt gesichert sel,
honoriere das Grundeinkommen andere Formen der Arbeıt (Famılıenarbeit, ehren-
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amtlıiıche Arbeıt). Weil der Zwang 7ABue Arbeitsaufnahme enttiele, könnten Tätigkei-
ten weıt mehr als heute den Neıigungen der Menschen entsprechen. Die Arbeit
könne jederzeit für eiıne Weıterbildung unterbrochen werden, 1eSs Öördere den
Qualifikationserhalt ber dıie ZESAMLE Lebenszeıt. Durch die yarantıerte Siıcherung
der FExıstenz verliere eıne unterbrochene Berutsbiographie iıhren Schrecken: die bel
einem rohenden Beschäftigungsverlust heute beobachtbare erbitterte Konkurrenz
7zwıischen Mitarbeitenden derselben Unternehmung würde enttallen.

Außerdem wüuürden ZANT7: Fınanzıerung des Grun einkommens ber die Steuer alle
Einkommensarten herangezogen, während die Fınanzıerung der so71alen Sıche-
LUNS heute vorwıegend Lasten des Produktionsfaktors Arbeit erfolgt. Di1e SO71-
alabgaben könnten weıtgehend enttallen, 1eSs werde den Abbau der Schwarzarbeit
ermöglichen. Fın Teil der Befürworter (u Straubhaar) verweIılst darauf, da{fß durch
die Abtfederung durch das bedingungslose Grundeinkommen auch nıedrigere
Löhne akzeptabel seıen; 6S sSCe1 eine Senkung der Löhne insbesondere für Gering-
qualifizierte un damıt eıne höhere Beschäftigung Allerdings 1St A S
rade dıe Bewertung dieser Folge eines Grundeinkommens den Befürwortern
strıttiıg; dıe KAB zl ıhr dadurch entgegenwiırken, da{f das Grundeinkommen mi1t
einem gesetzliıch varantıerten Mindestlohn verbunden wırd

Gelegentlich wiırd auch betont, mıiıt dem Grundeinkommen werde eın Neubau des
5Systems der soz1alen Siıcherung ZEeEWaZT, während alle Versuche der Reform der umla-
gefinanzıerten Sicherungssysteme, dıe AUS$ eıner anderen, och durch Vollbeschäfti-
SU11S, hohes Wırtschaftswachstum un:! eıne höhere Geburtenrate gepragten eıt
m  J6 nıcht zielführend selen. Straubhaar betont zudem, diese „Grundsanıe-
rung des Sıcherungssystems SEeTIzZie Mittel für drıngende Aufgaben W1€ die Bildung
und den Ausbau der Infrastruktur freı und bıete Chancen, das Problem der Staatsver-
schuldung lösen. Dagegen sıeht Margıt Appel, dle Straubhaars Vorstellungen eıner
weıtgehenden Aufgabe der bisherigen Sıcherungssysteme dez1idiert ablehnt, 1m be-
dingungslosen Grundeinkommen eın Modell 7ABRE Sicherung VO Freiheıit; 6S solle 1n
Ergaänzung des grundlegenden Rechts auf Leben als allgemeınes Menschenrecht de-
klarıert werden Viele der genannten Ideen sınd VOT dem Hintergrund der Annahme
entwickelt worden, da: LNASCLEGT Gesellschaft langfristig die Erwerbsarbeit ausgehe
un: deshalb soz1ale Sıcherheit mı1t dem Ziel der gesellschaftlichen Teilhabe für alle
VO  . der Erwerbsarbeıitsbeteiligung weıt als möglıch abgekoppelt werden müsse/.

öhe des Grundeinkommens

Für eine soz1alethische Beurteilung hängt 1e] VO der SCHAUCH Ausgestaltung des
Grundeinkommens ab Gemäfß dem Vorschlag Althaus’ erhalten alle erwachsenen
Burger eın Grundeinkommen in öhe VO 010 uro monatlıch, unabhängıg VO

ıhrer Bedürtftigkeıit; 2700 UuUro hıervon haben S1e für ıhre Krankenversicherung auf-
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zuwenden. dem GTESFIECH Euro, den S1e selbst verdıenen, zahlen S1e 5() Prozent Eın-
kommenssteuer. Be]l eiınem Bruttoeinkommen VO  ' 1600 uro monatlıch würden
sıch dıe 7 zahlende Steuer un: das Grundeinkommen ausgleichen. rSst
oberhalb dieses Eiınkommensbetrags würden Bürger tatsächlich Steuern zahlen,
während S1C bei Einkommen darunter elıne Nettozahlung erhalten würden, die INan
auch als „negatıve Eınkommenssteuer“ verstehen ABalok

Be] Eınkommen unterhalb 1600 uro wırd also ein Soz1ialtransfter vezahlt un: das
eıgene Einkommen mıiıt eıner Transferentzugsrate VO 5( Prozent aut das rund-
einkommen angerechnet. Bürger mıt einem Einkommen ber 1600 3BUEHS erhalten
eın SORENANNLES kleines Bürgergeld VO 400 10580 (200 1009 hiervon sınd wıederum
tür die Krankenversicherung bestimmt) und mussen VO ersten Uro elıne Eın-
kommenssteuer VO  — 75 Prozent entrichten. uch Ter yleichen sıch be] einem Eın-
kommen VOoO 1600 Uuro das kleine Bürgergeld un dıe Steuerpflicht gerade A4US. Be1
einem Einkommen ber 1600 Uuro wiırkt das kleine Bürgergeld mıiıt dem
Steuersatz VO 25 Prozent praktisch WI1€e eın Steuerfreibetrag 1n Ööhe VO 1600
uro Kınder bekommen eın Kınderbürgergeld VO 300 Uuro zuzüglıch 200 UuUro
Gesundheıitspauschale.

Straubhaar schlägt 1n seinem „1dealtypıischen Konzept” 7We] Varıanten 1n öhe
VO 4010 uro bzw. 600 UuUro VOTI: W d4sSs ach Abzug der Gesundheitspauschale VO

2700 UuUro 600 LO bzw. 400 uro entspricht. Dieses Grundeinkommen wırd
steuerfinanziert un: ETSGCUKHZT praktisch alle bisher gewährten Sozlialleistungen. Di1e
KABRB Orlentiert 1n ıhrem sehr orob skizzierten Modell die Söhe des Grundeinkom-
I1Ee1S für Erwachsene der Armutsrisıkogrenze des zweıten Armuts- un! Reich-
tumsberichts (938 KUuro). (30t7z Werner legt sıch 1n der Oöhe se1ines Vorschlags nıcht
eindeutig fest; ach einem moderaten Eıinstieg soll das bedingungslose Grundein-
kommen 1n einem längeren Zeıtraum kontinuierlich anste1igen, wobej Betrage 1n der
Endstufte VO 1506 Uro PIO Person gyeNaANNL werden. Die Fınanzıerung ol ber
eıne Konsumsteuer VO bıs 106 Prozent erfolgen. Unter den 1er gyeNaANNTLEN VOor-
schlägen 1St der Althaus-Vorschlag welıltesten ausgearbeıitet. Dıie Vorschläge
terscheiden sıch VO den bereıts bestehenden Formen der Grundsicherung (wıe
z B Arbeıitslosengeld II) dadurch, da{fß sS$1e bedingungslos ausgezahlt werden, also
keine Bedürftigkeitsprüfung erfolgt.

Soz1ialethische Dımension

uch WEINN die Idee des bedingungslosen Grundeinkommens vielen als höchst AL-
traktıv erscheint, o1bt CS be] näherer Betrachtung doch einıge grundsätzliche soz1al-
ethische Bedenken CIn solches Modell, die mıiıt den Prinzıpien der Subs1-
dıarıtät, Solidarıtät un Beteiligungsgerechtigkeit zusammenhängen. 7 weıtelsohne
ann Solidarıität ın einer Gesellschaft BHEhn tunktionieren, WENN prinzıpiell alle,
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tern S1Ce azZu 1n der Lage sınd, iıhren Beıtrag zAN} Gemeimmnwohl eısten. Nach dem
Subsidiarıtätsprinz1ıp kommt der E1ıgenverantwortung e1in vewlsser Vorrang

[Daraus erg1ıbt sıch eine zumiındest moralısche Verpflichtung, selbst für den e1ge-
LE Unterhalt SOTSCH, sotern [11Lall A 1n der Lage 1St. Das bedingungslose
Grundeinkommen ermöglıcht 6S 1aber tatsächlıich, auch annn auf Kosten der Allge-
meıinheıt leben, WE 1a sehr ohl arbeiten könnte. Dies Z WOEDN anderer
wichtigerer Vorteile 1n aufSwerden, WEECIN111 nıcht viele diese Möglıch-
elIt NuUutLZeCN, W as VOFrauSSEeTZL, da{fß das Grundeinkommen nıcht hoch aNgESCLIZL
wırd uch besteht die Gefahr, da{fß mıt dem Grundeinkommen Menschen, dıe
keıine Erwerbsarbeit gerunden haben oder tinden können, LL1UT och alımentiert
werden un der ruck enttällt, auch ıhnen Arbeitsmöglichkeiten beschaffen,
W 4S eıne Verletzung des Prinzıps der Beteilizungsgerechtigkeit darstellen würde

och schwerer wıegt das Problem, da{ß insbesondere für eine estimmte Gruppe
VO Jungen Menschen ein solches Grundeinkommen eigene Anstrengungen 1n der
Qualifizierung un Arbeitssuche überflüssig erscheinen lassen könnte. Wenn S1e
anı ach mehreren Jahren als Bürgergeldempfänger entdecken, da{fß S1€e doch lıe-
ber eınen sinnvollen Beıtrag eısten un: SCIN arbeiten würden, erd 6S für viele
spat se1ın, sıch och H] den regulären Arbeitsmarkt integrieren. uch 1St die Br
wartung, eın durch eın Grundeinkommen ermöglıchter Rückzug Aaus dem Arbeits-
markt würde ireiwillıge un ehrenamtliche Tätigkeiten befördern, nıcht ohne we1l-

kompatıbel m1t den bisherigen Ertahrungen mıiıt ehrenamtliıchem Engagement.
Es sınd haufıg diejenigen, dıe beruflich oder anderweıtig stark gefordert sınd oder
aAarCcH; dıe sıch ehrenamtlıch engagıeren.

Zusammenhang 7zwischen Grundeinkommen
un den (bısherigen) Sozialleistungen

Die meısten Befürworter sehen eiınen entscheidenden Vorteıl darın, da{ß sehr1-
schiedliche Sozialleistungen 1ın einem einheıtlichen Grundeinkommen 11-

geführt werden un: eın eıl der bisherigen Sozialleistungen wegfallen annn Fuür
die Bewertung A4US sozialpolıitischer Sıcht 1St VO Bedeutung, welche bisherigen
Sozialleistungen 1ın der Gegenfinanzıerung berücksichtigt werden un damıt be1
Realisıerung des Modells aufgegeben würden. Die Erwartung, durch e1in Grund-
einkommen alle oder fast alle bisherigen Sozialleistungen (wıe 1es be1-
spielsweise Straubhaar annımmt), erweıst sıch be] niäherer Betrachtung als soz1al-
ethisch hoch problematisch oder polıtisch schwer durchsetzbar.

Wırd beispielsweise auf eıne Arbeitslosenversicherung verziıchtet, da Ja be] Ver-
lust der Arbeıit weıterhıin das Grundeinkommen bezogen wiırd, bedeutete dıes,
da{ß unmıttelbar MmMI1t Eintrıitt der Arbeıitslosigkeıt das Eiınkommen auf das Nıveau
des Grundeinkommens absınkt. uch WE 1eS 1m Gegensatz heute ann
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nıcht mehr miı1t einer Vermögensprüfung verbunden ware, 1St 6S zumındest iraglıch,
ob diese 1n den tinanzıerbaren Modellen außerst nıedrige Absicherung 1m Fall
der Arbeitslosigkeit mıiıt den Gerechtigkeitsvorstellungen langjährig Beschäftigter
kompatıbel ist;, die mi1t ıhrer Steuerbelastung die Fınanzıerung des bedingungslosen
Grundeinkommens für andere ermöglıchen. uch 1St Al CrWarten, da{ß die
Absıcherung durch e1in Grundeinkommen 1n Öhe VO 600 uro (Althaus-Vor-
schlag) oder al 400 Uuro (untere Straubhaar-Varıiante, beide Werte be] einem AT
leinstehenden ach Abzug der Gesundheıitspauschale) innerbetriebliche Konflikte
bei rohendem Arbeıitsplatzverlust wırklich CENTSPaANNEN annn

Weiterhin notwendig 1St die Auszahlung bısher akkumulierter Rentenansprüche,
da diese mMI1t eigentumsähnliıchen Rechten verbunden sınd, un altere Erwerbstätige
be] Eınführung des Systems keine ausreichende eıgene Vorsorge mehr aufbauen
können. uch annn dıe bedarfsgerechte Unterstützung VO Menschen 1ın besonde-
PE Lebenslagen nıcht durch das Grundeinkommen GErSGEZT werden, da die Hılte für
und dıe Teilhabe VO behinderten Menschen allein mıt dem Grundeinkommen
nıcht gesichert werden aKOl Die vorgesehene Gesundheıitspauschale 1n öhe VO

200 Uro ann möglicherweise auch die Pflegeversicherung 1m heute gegebenen
Umfang abdecken: diese deckt 1aber 1L1UT einen e1] der Kosten 1m Falle der Pflege-
bedürtftigkeit. Sozialleistungen für Menschen, die die Mehrkosten der Pflege nıcht
selbst decken können, waren somıt weıterhın notwendig. Ahnliches oilt für das NECeUu

beschlossene Elterngeld. Außerdem 1St Traglıch, ob wiırklıch alle Steuerfreibeträge
2215 Sparerfreibetrag) un: Abschreibungstatbestände (Z5 Arbeıitskosten, Spen-
den) wegfallen sollen, W1€ das 1ın der Regel be1 den mıt eiınem Grundeinkommen
verbundenen Besteuerungsmodellen vorgesehen ISE

Verwaltungsvereinfachung?
Schon aus diesen Gründen werden sıch schliefßlich die Möglıchkeiten 77A006 Verwal-
tungsvereinfachung 1n Grenzen halten. Denn auch weıterhın mussen Fälle beson-
derer Bedürttigkeit bearbeitet werden. An anderer Stelle WITF: d der bürokratische
Aufwand zunehmen: Der Althaus-Vorschlag sıeht VOI, da{ß VO ersten selbstver-
dienten Uro eıne Steuer VONN 25 Prozent b7zw. 50 Prozent entrichten 1St. SO-
mıt mussen auch kleine Einkommen VO Finanzamt Z1UT Berechnung des TIranster-
ENLIZUGS ertaflt werden. Nahezu alle Burger und Bürgerinnen werden annn eıne
Eınkommenssteuererklärung abgeben mussen.

Der Vorschlag (Straubhaar), alle Einkommen bereıts der Quelle mı1t 5() Pro-
zZzent besteuern, Alt sıch bei eiınem Te1] der Eınkommensarten, vA Beıispıel be]
Geldanlagen 1 Ausland, nıcht realısıeren bzw. 1St, W1€e be] treiberuflicher Tätigkeıt,
IIUT: schwer durchsetzbar. Der hohe Quellenabzug annn auch nıcht ohne welıteres
durchgeführt werden, WEeNnN Bundesbürger den ezug eınes bedingungslosen
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Grundeinkommens ın Deutschland mi1t eıner Arbeitsaufnahme 1mM Ausland verbin-
den, W as den Bedingungen der Arbeitnehmerfreizügigkeıit des EU-Bınnen-
marktes ohne welıteres möglıch ISt Be1 eıner Besteuerung 1n dieser ohe VO C1-

Sten UuUro sınd Ausweichreaktionen der Bürger CrWarten, dıe ihrerseıits
wıederum durch Kontrolle eingedämmt werden mussen. Wıe hoch der Kon-
trollaufwand se1n wiırd, WIF d auch davon abhängen, W1€E umfangreich Schatten- un:
Schwarzarbeit als Ausweıichreaktionen ZENULZL werden. ANFAANE würde, Ww1e die Be-
türworter des Grundeinkommens betonen, mıiıt der Aufgabe umlagefinanzierter Ö1-
cherungssysteme dieser Anteıl des Abgabenkeıils zwıischen den Bruttoarbeitskosten
un: den Nettoeinkünften enttallen. Eın Kostendeckung erreichender TIranster-
ENIZUGY des Grundeinkommens, der taktısch ber 5Ü Prozent lıegen muüu{fte (sıehe
unten), würde aber zumındest gering qualifizierte Arbeit och stärker belasten als
heute.

Es ware insbesondere 1m Bereich der Dienstleistungen möglıch un: dUSSCSPTO-
chen attraktıv, eıne tormelle Nichterwerbstätigkeit mMI1t dem ezug des Grundeıin-
kommens 1n voller Oöhe un: Einkommen A4AUS Schwarzarbeit kombinıieren. a
das Grundeinkommen bedingungslos gewährt werden soll, enttielen auch die heute
be] der Leistungsgewährung ansetzenden Kontrollen die Schwarzarbeit. Die
Getahr der Schwarzarbeit wırd auch VO einıgen Befürwortern des Grundeinkom-
IMNeNS gesehen un: dıe Möglichkeit CI WOSCHL; Schwarzarbeit durch den Entzug des
Grundeinkommens (gegebenenfalls verbunden MmMI1t der Ausgabe VO  - Lebensmiuttel-
outscheinen) sanktionieren. Obwohl Straubhaar davon ausgeht, da{ß be] Eın-
tührung selnes Vorschlags dıe Schwarzarbeit zurückginge, ordert CI, dıe be1m Weg-
Il der bisherigen Sıcherungssysteme freigesetzten Mitarbeitenden vermehrt 1mM
Kampf Steuerhinterziehung un: Schwarzarbeit einzusetzen. hne eıne Kon-
trollbürokratie ame also auch das bedingungslose Grundeinkommen nıcht au  ®

Fiskalische Belastungen
Gerade auch A4US soz1alethischen Gründen 1STt CS außerdem wichtig prüfen, ob das
Grundeinkommen überhaupt tinanzıerbar ware b7zw welche Nachteıle welche Fı-
nanzıerungsmöglichkeiten MIt sıch bringen würden. Durch mehrere Gutachten
Zzu Althaus-Vorschlag (von Michael Opielka un: Woltgang Strengmann-Kuhn‘
1mM Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung, VO Sachverständigenrat tür die 20 d
samtwirtschaftliche Entwicklung”? un VO  s Clemens Fuest ua 9 Uniiversıität
Köln) liegen iınzwiıischen auch Berechnungen Kosten un: Finanzıerungsmodel-
len VOT, die eıne Abschätzung der tiskaliıschen Belastungen erlauben. hne auf
Detauils eingehen können, STl gESagLT werden, da{ß die ZCNANNLEN Berechnungen
einen zusätzlichen Fiınanziıerungsbedarf VO eLtwa 188 bıs DD Milliarden uro ALIS=

welsen.

470



Reich der Freiheit oder Hartz IV für alle?

Im Gegensatz hierzu hält Straubhaar aufgrund eıner VO ıhm selbsrt als grobeÜberschlagsrechnung bezeichneten Abschätzung der Kosten un:! Eınsparungen
se1ın „1dealtypisches Modell“ für tinanzıerbar, wobel 1n einer statıschen Betrach-
Lung die Eınsparungen be] Sozialausgaben (einschliefßlich Renten und Pensionen)
den direkten Kosten des Grundeinkommens gegenüberstellt. uch Straubhaars
orobe Überschlagsrechnung ze1gt die Notwendigkeıit hoher Steuerbelastungen,
das Grundeinkommen finanzieren. Nur be] einem sehr nıedrigen Grundein-
kommen VO 600 UuUro (d.h 400 Uro ach Abzug der Gesundheitsprämie) un:
dem Wegftall aller bısherigen Sozialleistungen würde das Grundeinkommen nıcht

eıner deutlichen zusätzlichen fiskalischen Belastung führen.
Straubhaar wiıderspricht auch der Abschätzung VO Opıelka un Strengmann-

Kuhn, die für das Althaus-Modell eın Deftizit VO 189 Milliarden Uro aUSWEI-
S  = Allerdings beruht diese Zurückweisung nıcht auf einer detaillierten Gegen-
rechnung. Straubhaar verweıst lediglich darauf, da{fß ach se1iner Ansıcht weıt mehr
der bisher yewährten Sozialleistungen enttallen können als be1 Althaus AISC-
LLOTILNLLTNEIN. Und A verweIlst prognostisch auf „dynamische Etfekte“ aut dem Arbeits-
markt. In der Vorstellung Staubhaars sollen mı1t der Einführung des Grundein-
kommens alle sozialpolıtisch mot1ivlerten Regulierungen des Arbeitsmarkts W1€e
Kündigungsschutz, Flächentarifvertrag un Soz1ialklauseln gestrichen werden.
Straubhaar entwirtft eın VO vielen anderen Befürwortern des Grundeinkom-
INECeNS strikt abgelehntes Modell, 1n dem ach einem schockartigen Einbruch der
Löhne 1mM Niedriglohnbereich die Arbeıitslosigkeit „auf null“ zurückgeht.

Be]l der Abschätzung des Finanzıerungsbedarfs 1STt auch berücksichtigen, da{fß
die Renten anderweitig finanziert werden mussen, WEeNnNn die Beıträge des umlagefi-
nanzıerten 5Systems enttallen. Pensionen mussen weıterhın AaUS dem Steuerautkom-
L1ECTN finanziert werden. [a altere Erwerbstätige be] Einführung des Systems keıne
ausreichende eıgene Vorsorge mehr autbauen können, können Renten un! Pens1o0-
NCN ePST ach eiıner langen Umstellungszeit entfallen. Das Althaus-Modell berück-
sıchtigt 1€eSs durch eine VO  > den Arbeitgebern entrichtende Lohnsummensteuer
VO zehn bıs zwolf Prozent (aus der zudem auch eiıne VO Umfang der Beschäfti-
SUuNng abhängige Zusatzrente VO bıs 600 uro finanziert werden soll)

Be1l Straubhaar dagegen werden auch die heutigen Renten- und Pensionszahlungen
ın Ööhe VO 49 Milliarden UuUro 1ın die Gegenfinanzıerung des Grundeinkommens
eingebracht. Di1e Altlasten des Kentensystems und damıt die Umstellungskosten des
5Systems waren, Straubhaar, „über eın Staatsdefizit finanzıeren, das miıt dem all-
mählichen Auslauten der Restansprüche null tendiert“. Allerdings mu{fß diese
Übergangsphase berücksichtigt I11all den Vertrauensschutz für langjährige Beıtrags-
zahler und die heutige Lebenserwartung mehrere Dekaden umtassen. Diese ANSC-
HOTMIMNENNE Defizitfinanzierung der Umstellungskosten sollte berücksichtigt werden,
WeNnNn der Wirtschaftswissenschaftler Straubhaar als Gewährsmann für die Finanzıer-
barkeit des bedingungslosen Grundeinkommens herangezogen wırd
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Stutzt aglel  — sıch auf dıe Gröfßenordnungen des zusätzlichen Fiınanzıerungsbedar-
fes des Althaus-Vorschlags, WwW1e€e 1n den Studien VO Optelka/Strengman-Kuhn,
Fuest SOWI1e des Sachverständigenrats abgeschätzt werden, isf testzuhalten, da{ß
CS kontraproduktıiv ware, eiınen Betrag 1n dieser Gröfßenordnung 1n den öffentli-
chen Haushalten anderer Stelle einzusparen, eLIwa durch Senkung der Ausgaben
tür Infrastruktur, Biıldung un: Wıssenschaft der öffentliche Sıcherheit. Dıies würde
auch oöffentliche Ausgaben yefaährden, die für den FErhalt eines lebenswerten Landes
unverzichtbar sınd hne dieses Umfteld ware eıne leistungstähige Okonomie, hne
die eın Grundsicherungssytem der vorgeschlagenen Gröfße nıcht tinanzıeren ist,
nıcht aufrechtzuerhalten. Selbstverständlich mufß auch die Fınanzıerung des Alt-
haus-Modells ber eıne erhöhte Staatsverschuldung ausscheıiden, da aufgrund Wwe1l-
ter wachsender Zınsverpflichtungen das Finanzıerungsproblem TILLI: 1n die Zukunft
verschoben würde Dıie Finanzıerbarkeit des Grundeinkommens anı also 1L1UT her-
gestellt werden, WenNnn die öhe und/oder die Steuerbelastung deutlich unattraktı-
Ver gestaltet werden.

Die tiskalische Belastung ann reduziert werden, WEn das Nıveau des bedin-
gungslosen Grundeinkommens deutlich abgesenkt erd Fuest halten das
Grundeinkommen be] eıner öhe VO 500 ÜLO (und angehobenen
TIransferentzugsraten) grundsätzlıch für tinanzıerbar. In der nıedrigen Varıante VO

Straubhaar beträgt das Grundeinkommen 1Ur 400 O6 hee) Nur diese Net-
tobeträge, also das Grundeinkommen abzüglıch des Betrags für die Gesundheıts-
praämıe, sınd mıt den heutigen bedürftigkeitsgeprüften Transteransprüchen (SGB 88
Grundsicherung für Arbeitssuchende) e1nes Alleinstehenden vergleichbar, da die
Bezieher heute Krankenversicherungsschutz haben Der Transferanspruch eines
Alleinstehenden beträgt, Je ach öhe der Kosten für die Unterkunftt, heute ZW1-
schen 600 un: 650 Euro, 1in Ballungszentren m1t hohen Mietkosten bıs 700 Uuro
Eın auf 500 UuUro oder Sal 400 Uro abgesenktes bedingungsloses Grundeinkom-
IN  e würde also bedeuten, das sozi0kulturelle Ex1istenzminimum für diejenıgen, die
sıch nıcht helfen können, deutlich abzusenken, eın 5System einzuführen, das
auch denen TIransters leistet, dıe nıcht bedürftig sınd

1ne andere mögliche Stellschraube 1ST die ohe des Transferentzugs: 1Nne Fı-
nanzıerung des VO Althaus vorgelegten Modells ware, Opielka un:! Streng-
mann-Kuhn, beispielsweise dadurch möglıch, da{fß die Iransferentzugsrate für
Einkommen 1000 uro 8 ( 5( Prozent betrüge un der Steuersatz auf
Finkommen darüber 35 75 Prozent. Der Transferentzug für die untferen Eın-
kommen läge annn jedoch auf der ohe des heutigen Transferentzugs be] Soz1al-
leistungen (SGB IL) Schwarzarbeıt ware ann außerst attraktıv, das dargelegte
Kontrollproblem würde weıter zunehmen. uch für gul qualifizierte Erwerbstätige
mi1t höheren FEinkommen die be1 Eınführung eınes Grundeinkommens sıch
siıcherlich nıcht A4US dem Arbeitsmarkt zurückziehen werden wırd das Modell be1
höheren Steuersäatzen wen12g attraktiv.
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FEın kurzes Wort den Vorstellungen VON (3Oöt7z Werner1!:; Eın bedingungslosesGrundeinkommen 1n öhe VO 1500 Uro PrO Person, der visiıonären Endstufe SE1-
1165 Vorschlags, ware aus dem verfügbaren Bruttosozialprodukt schlechterdings nıcht

finanzieren. Die sımple Multiplikation dieses Wertes miıt der Bevölkerungszahl 1n
Deutschland erg1bt, da{fß die Summe der Grundeinkommen tast hoch ware WI1e das
heutige Volkseinkommen. Werner selbst weIlst ZWar diese Rechnung „besonders hell-
sichtiger Okonomen“ mı1t dem Argument zurück, INnan musse keine Einkom-
mensstrome generıieren, sondern 11UTr die bestehenden MmMsteuern Werner 1-
schätzt aber die mıt dieser Umsteuerung verbundenen massıven Anreızprobleme.

uch der Vorschlag Werners, das Grundeinkommen ber eıne Konsumsteuer
bzw. Mehrwertsteuer VO bıs 100 Prozent finanzıeren, hat allentalls visiıonäre
Bedeutung. E: 1sSt den Bedingungen offener Grenzen (EU-Binnenmarkt) nıcht

realısıeren. 1ne Konsumsteuer 1n dieser Oöhe müfßte Waren 1mM Inland ZWaNgS-läufig deutlich teurer machen als 1mM Ausland. Es entstünden hohe Anreıze, sıch der
hohen Konsumsteuer durch den Bezug VO Waren AaUsSs dem Ausland entziehen.
Wır bräuchten also wıeder striıkte Grenzkontrollen. Attraktıv würde zudem der (311=
tertausch auf dem Schwarzmarkt. Werner selbst vertritt heute einen evolutionären
ANSATZ, den (S1: als „Wellenmethode“ bezeichnet, und ll als SEHSLECH Schritt einem
Grundeinkommen die Grundsicherung für Kınder deutlich verbessern.

Systembruch 5Systemwandel

Eınıge Befürworter des Grundeinkommens verweısen auf „das Ende der Arbeıts-
gesellschaft“: Aus ıhrer Sıcht 1st Erwerbstätigkeit als Regelbasıs der Exıistenzsiche-
LuNg nıcht zukunftsfähig. Hıerzu 1St DA einen testzuhalten, da das Grundeınn-
kommen allenfalls ann finanziert werden kann, WE die breite Mehrheit der
Bevölkerung 1m erwerbsfähigen Alter weıterhin erwerbstätig 1ISt Dıie Fınanzıerungdes Modells 1St also daran gebunden, da{fß Deutschland weıterhin eiıne „Arbeıitsge-
sellschaft“ bleibt. Zudem mu{fß berücksichtigt werden, da{ß der demographische
Wandel dıie Bedingungen auf dem Arbeıtsmarkt verschıeben wırd, sobald dıie gebur-
tenstarken Jahrgänge 1mM Lauft des kommenden Jahrzehnts das Rentenalter erreıicht
haben Be]l jeder Erhöhung VO Steuern 1st 1n Rechnung stellen, dafß hohe Bela-
Stungen azu führen können, da{ß gul qualifizierte Menschen eiıne Arbeıitsaufnahme
1m benachbarten Ausland der Beschäftigung 1er vorzıehen und OFT siıcherlich
auch einen Zugang ZU Arbeitsmarkt finden können.

Schließlich sınd weıtere Rıisiken bedenken, die 1n ihrer Briısanz VO der Ohe des
Gmndeinkommgns abhängen. Denn CS handelt sıch siıcherlich nıcht einen bloßen
Umbau, sondern einen Neubau HEISELES 5Systems soz1aler Sıcherung, dessen Wır-
kungen aum abzuschätzen sınd Wıe wiırd sıch die Arbeitsmotivation 1n unterschied-
lichen Gruppen der Bevölkerung entwickeln? Posıtive Wirkungen auf dem Arbeits-
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markt werden 1Ur ann entstehen, WEeNn iınsbesondere die Löhne für Geringqualifi-
ziıerte tallen. Werden 1es die Gewerkschaften akzeptieren? Wıe viele Menschen WCI-

den sıch auf Teilzeitbeschäftigung zurückziehen, W1€e viele eın Sabbatjahr einlegen
der trühzeıitig arbeıiten authören? Kann nıcht einer Überreaktion kommen,

da{ß schliefslich wenıge Menschen arbeiten? Wıe sehen die Auswirkungen 1NSs-
besondere für Frauen aus” Koönnte nıcht zumiındest für die wenıger gul Qualifizier-
ten ıhnen die Versuchung oder der außere Druck, sıch AaUs dem Erwerbsleben
zurückzuziehen oder sıch auf Teilzeitarbeit beschränken, besonders oxrofß se1n?
1ıbt CS nıcht 1ın Wahlkampfzeiten die Gefahr populistischer Versprechungen YrAUbe Er-
höhung des Grundeinkommens m1t langfristig sehr nachteiligen Folgen für die
wirtschaftliche Entwicklung? Oder, als umgekehrter Effekt: Besteht nıcht dıe Gefahr,
dafß be1 Zunahme der tiskalischen Belastungen das Grundeinkommen abgesenkt oder
abgeschafft wırd mıt negatıven Folgen für diejenıgen, die sıch auf diese Zusage verlas-
S13 haben? All diese Fragen sınd nıcht wıssenschaftlich beantworten, weıl CS keıine
ausreichenden Datengrundlagen für entsprechende Prognosen 1bt.

Fazıt

Die Entscheidung ber ein bedingungsloses Grundeinkommen 1sSt eın komplizier-
Les Abwägungsproblem zwiıischen eıner Reihe VO Vor- un Nachteılen, die 1LL1UT teıl-
welse siıcher abgeschätzt werden können. Insbesondere die Bedingungslosigkeit des
Grundeinkommens tangıert verbreıtete Gerechtigkeitsvorstellungen, gemäfßs der
alle, dıe arbeiten können, eıne moralische Pflicht ZUT Arbeıt haben Das Grundein-
kommen bırgt Rısıken eıner Verletzung des Prinzıps der Beteiliıgungsgerechtigkeıt,
da durch tehlende Anreıze ZT: Qualifizierung die Gefahr besteht, da{fß Menschen
VO produktiver Arbeıt ausgeschlossen werden. Der postulierte Abbau VO Uro-
kratıie annn allenfalls mMI1t oroßen Einschränkungen durchgeführt werden,
derem deswegen, weı]l Kontrollen dagegen autzubauen sind, da{fß sıch Bürger der
Mıtfinanzierung des 5Systems durch Schwarzarbeit entzıiehen.

Die derzeıt diskutierten mafßgeblichen Modelle sind nıcht tinanzıerbar, die Fınan-
zıierungsprobleme dürften 1m Prozefß des demographischen Wandels och zuneh-
INe  - Inakzeptabel 1St die 1ın der Diskussion gegebene tehlende Dıfferenzierung
zwıischen außerst unterschiedlichen Modellen. Manche Befürworter des bedin-
gungslosen Grundeinkommens verwelısen ZANT: Entkräftung des Einwands mangeln-
der Finanzıerbarkeit auf die Abschätzungen VO Straubhaar, VertLreften aber nıcht
die politischen Konsequenzen seiner radıkalen Annahmen, die taktısch auf eıne AD5-
schaffung der bisherigen Sicherungssysteme hinauslaufen.

Um Finanzıerbarkeit erreichen, mussen be]1 den Modellen, die die melsten Be-
fürworter vertreten; einschneidende Korrekturen erfolgen; ınsbesondere müufßte die
OÖhe des Grundeinkommens abgesenkt und/oder die Steuerbelastung deutlich GCi=
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höht werden. Damıt werden 1aber die VO den Befürwortern postulıerten Vorteıile
mındest stark 1ın Frage gestellt. Eın Grundeinkommen VO 400 oder 500 Mr6
eröffnet eın Reich der Freiheit. Es würde für diejenigen, die heute auf die bedarfs-
geprüfte Grundsicherung angewıesen Sınd, eiıne deutliche Verschlechterung ihrer
z1alen Absıicherung darstellen. Es 1sSt aber soz1ialethisch nıcht akzeptabel, sehr wahr-
scheinlich 1mM übrıgen auch verfassungswidrig, ZUur Sıcherung der Finanzıerbarkeit des
bedingungslosen Grundeinkommens das soziokulturelle Ex1istenzminimum tür
Menschen, dıe sıch nıcht selbst helfen können, deutlich abzusenken oder Hılfen 1n be-
sonderen Notlagen beschneiden. 1ine intelligente Weıterentwicklung der beste-
henden Sıcherungssysteme bırgt geringere Risiken und bietet die Möglichkeit, soz1ale
Ziele W1€ Armutsbekämpfung, gesellschaftliche Teıiılhabe, Honorierung der Famıilien-
arbeit oder Unterstützung ehrenamtlichen Engagements zıielgenauer verfolgen.

NM  GEN
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